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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 

federführenden Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, folgende Vorschläge 

in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

A. in der Erwägung, dass die Diskriminierung von Transgender-Personen der 

Rechtsprechung zufolge in den Rechtsvorschriften zur Gleichstellung der Geschlechter 

definiert ist, für soziale Bewegungen und Organisationen der Bürgergesellschaft jedoch 

unter den Bereich der Bewegung lesbischer, schwuler, bi-, trans- und intersexueller 

Personen und nicht unter den der Gleichstellungsbewegung fällt; 

B. in der Erwägung, dass Transgender-Personen auf dem Arbeitsmarkt und außerhalb des 

Arbeitsmarkts schwerwiegenden Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts ausgesetzt 

sind, während Organisationen, die sich für die Gleichstellung der Geschlechter oder die 

Bekämpfung von Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts einsetzen oder sich mit 

Beschwerden von Einzelpersonen wegen Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 

befassen, in vielen Mitgliedstaaten nicht zugänglich sind oder nicht über angemessene 

Informationen und Fähigkeiten verfügen, um die Interessen dieser Personen zu vertreten 

oder ihren Beschwerden nachzugehen und denen, die im Justizwesen tätig sind, die 

angemessenen Mittel oder Informationen für den Umgang mit Fällen von Diskriminierung 

von Transgender-Personen aufgrund des Geschlechts fehlen; 

1. äußert sich besorgt darüber, dass die Rechte und Interessen von Transgender-Personen 

weder von Organisationen der Zivilgesellschaft noch von Gleichstellungsstellen, die sich 

für die Gleichstellung der Geschlechter einsetzen, in angemessener Weise vertreten 

werden; fordert die Mitgliedstaaten auf, von der öffentlichen Hand finanzierte 

Organisationen der Zivilgesellschaft und Gleichstellungsstellen speziell mit Aufgaben 

bezüglich der Bekämpfung von Diskriminierungen von Transgender-Personen zu betrauen 

und sicherzustellen, dass jene, die im Justizwesen tätig sind, über angemessene Mittel und 

Informationen für den Umgang mit Fällen von Diskriminierung von Transgender-

Personen aufgrund des Geschlechts verfügen;  

2. fordert die Kommission und die Ausschüsse im Europäischen Parlament auf, 

Transgender-Personen betreffende Fragen in ihre Arbeit, so zum Beispiel in die 

Arbeitsbereiche Bürgerrechte, Gesundheitsfürsorge, Bildung und Ausbildung oder 

Beschäftigung einzubeziehen;  

3. weist mit Nachdruck darauf hin, dass der Grundsatz der Gleichheit aller Menschen 

ungeachtet ihres Geschlechts, ihrer Geschlechtsidentität und des Ausdrucks ihrer 

Geschlechtlichkeit, ihrer Rasse oder sexuellen Orientierung unbedingt beachtet werden 

muss; 

4. betont die mangelnde Berücksichtigung von intersexuellen Menschen in der europäischen 

und den nationalen Gesetzgebungen und den Mangel an Wissen und Forschung auf 

diesem Gebiet; fordert in diesem Zusammenhang und insbesondere im Hinblick auf die 

Geschlechtsidentität dazu auf, verstärkt an Rechtsvorschriften zur Gleichstellung zu 

arbeiten; 
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5. fordert die Mitgliedstaaten auf zu gewährleisten, dass lesbische, schwule, bisexuelle, 

Transgender- und intersexuelle Personen (LGBTI) vor homophob aufgeladenen 

Hassreden und Gewalt geschützt werden, und sicherzustellen, dass gleichgeschlechtlichen 

Lebenspartnern derselbe Respekt, dieselbe Achtung und derselbe Schutz zuteil wird wie 

den übrigen Bürgern der Gesellschaft; weist mit Nachdruck darauf hin, dass lesbische, 

schwule, bisexuelle, Transgender- und intersexuelle Personen in der Öffentlichkeit oft 

negativ wahrgenommen werden und hebt die Rolle der Medien bei der Überwindung 

solcher Vorstellungen hervor; hält es für dringend notwendig, auf nationaler und 

europäischer Ebene Sensibilisierungskampagnen über die Rechte von LGBTI-Personen zu 

veranstalten; 

6. betont, dass Lesben häufig in mehrfacher Hinsicht unter Diskriminierung leiden (weil sie 

Frauen sind und weil sie Lesben sind) und dass Maßnahmen zur Förderung der 

Gleichstellung von LGBTI-Personen Hand in Hand mit Maßnahmen zur Gleichstellung 

von Frauen und Mädchen gehen müssen, um die Gleichstellung von Lesben zu erreichen 

und dafür zu sorgen, dass sie ein Leben ohne Diskriminierungen und ohne Gewalt führen 

können;  

7. weist mit Nachdruck darauf hin, dass auf politischer Ebene Maßnahmen und Methoden 

propagiert werden müssen, mit denen Diskriminierung aufgrund der sexuellen 

Orientierung oder der Geschlechtsidentität bekämpft werden kann, sowie Maßnahmen zur 

Förderung der Vielfalt am Arbeitsplatz, und dass gleichzeitig Initiativen eingeleitet 

werden müssen, mit denen die uneingeschränkte Inklusion und die Achtung von LGBTI-

Mitarbeitern am Arbeitsplatz vorangetrieben werden; 

8. betont, dass LGBT-Personen reproduktive Wahlmöglichkeiten und Fertilitätsdienste in 

einem diskriminierungsfreien Rahmen zur Verfügung gestellt werden sollten; 

9. betont, dass die Sexualerziehung nicht diskriminierende Informationen beinhalten muss 

und eine positive Sichtweise von LGBTI-Personen vermitteln muss, damit die Rechte von 

jungen LGBTI-Personen in wirksamer Weise gestärkt und geschützt werden;  

10. hält es für dringend notwendig, bei der Aus- und Fortbildung von Angehörigen der Sozial- 

und Gesundheitsberufe durch Entwicklung spezieller, in den Lehrplan aufzunehmender 

Programme besonders hervorzuheben, wie wichtig es ist, die Würde von LGBT-Personen 

zu achten und auf ihre besonderen Bedürfnisse und Entscheidungen im Bereich der 

Gesundheitsfürsorge Rücksicht zu nehmen; 

11. fordert die Mitgliedstaaten auf, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, mit denen 

sichergestellt wird, dass insbesondere Transgender-Personen wirksamen Zugriff auf 

entsprechende Leistungen im Zusammenhang mit Geschlechtsumwandlungen, 

einschließlich psychologischer, endokrinologischer und chirurgischer Fachkompetenz auf 

dem Gebiet der Gesundheitsfürsorge für Transgender-Personen erhalten, ohne dass hierfür 

unverhältnismäßig hohe Anforderungen an sie gestellt werden; 

12. verurteilt die Zwangssterilisation von Transgender-Personen, die in einigen 

Mitgliedstaaten immer noch vorkommt, und fordert ein sofortiges Ende dieser Verletzung 

von Menschenrechten; 
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13. fordert die Mitgliedstaaten auf, Maßnahmen zu ergreifen, mit denen LGBTI-Personen an 

den Schulen mehr Achtung entgegengebracht wird und ihre Inklusion vorangetrieben 

wird, und objektive Kenntnisse über Fragen im Zusammenhang mit der sexuellen 

Orientierung, der Geschlechtsidentität und dem Ausdruck der Geschlechtlichkeit an 

Schulen und anderen Bildungseinrichtungen zu fördern; ist darüber besorgt, dass junge 

LGBTI-Personen und diejenigen, die als LGBTI-Personen wahrgenommen werden, einem 

höheren Risiko ausgesetzt sind, Opfer von Schikanen zu werden; betont, wie wichtig es 

ist, sichere Rahmenbedingungen für alle jungen Menschen zu schaffen, unabhängig von 

ihrem Geschlecht, ihrer Rasse oder sexuellen Orientierung; 

14. unterstreicht, wie wichtig es ist, die Bürgerrechte von LGBTI-Personen ohne 

Diskriminierung aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder ihrer Geschlechtsidentität 

anzuerkennen; ruft die Mitgliedstaaten dazu auf, gemäß den Bestimmungen der Union alle 

anderwärtig geschlossenen Formen der Eheschließung, Partnerschaft und Elternschaft von 

Menschen, die sich in dem Mitgliedstaat niederlassen oder dort arbeiten, anzuerkennen, 

und fordert die Kommission auf, Maßnahmen gegen Mitgliedstaaten, in denen dies nicht 

der Fall ist, zu ergreifen; 

15. fordert die Mitgliedstaaten auf, über Wege nachzudenken, ihr Familienrecht an die 

heutigen, sich im Wandel befindlichen Familienstrukturen und -formen anzupassen und 

die Möglichkeit vorzusehen, dass Kinder mehr als zwei Elternteile (oder 

Erziehungsberechtigte) haben, da dies eine stärkere Anerkennung von 

Regenbogenfamilien und LGBT-Familien sowie von Patchwork-Familien ermöglichen 

würde; 

16. fordert die Mitgliedstaaten auf, alleinstehenden Frauen und lesbischen Frauen den Zugang 

zu Fruchtbarkeitsbehandlungen und reproduktionsmedizinischen Behandlungen zu 

garantieren; 

17. hält es für dringend notwendig, das Recht auf freie Meinungsäußerung konkret zu achten, 

indem gewährleistet wird, dass Informationen im Zusammenhang mit der sexuellen 

Orientierung und der Geschlechtsidentität über alle Kanäle und Medien, zum Beispiel in 

der Presse, in Veröffentlichungen, in mündlichen und schriftlichen Erklärungen, in der 

Kunst und in den Medien eingeholt und mitgeteilt werden können; betont, dass das Recht 

aller LGBTI-Personen, sich friedlich zu versammeln und sich frei zusammenzuschließen, 

geachtet werden muss; weist darauf hin, dass lokale und regionale Behörden daher 

Bemühungen von LGBTI-Organisationen, Veranstaltungen wie die Pride-Paraden zu 

organisieren, unterstützen sollten, da diese Veranstaltungen dazu beitragen können, die 

Öffentlichkeit für LGBTI-Belange zu sensibilisieren und LGBTI-Personen zu stärken; 

18. betont den erheblichen Mangel an Daten und Forschung zu den Problemen, mit denen 

LGBTI-Personen konfrontiert sind, das Ausmaß der Probleme und verweist auf die 

Maßnahmen, die zur Bewältigung dieser Probleme ergriffen werden; betont, dass diese 

Informationen von zentraler Bedeutung sind, um geeignete politische Strategien und 

prioritäre Maßnahmen zu entwickeln; fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, dieses 

Problem anzugehen und entsprechend zu handeln. 

19. fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass entsprechende quantitative Daten in 

Form von regelmäßigen Erhebungen zur Häufigkeit von Missbrauch und Viktimisierung 
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von LGBTI-Personen gesammelt und analysiert werden. 
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